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OLG Frankfurt zur Wirksamkeit einer Einwilligungserklärung von Verbrauchern in die Telefon- und E-Mail-Werbung im Rahmen der Online-Teilnahme an einem Gewinnspiel 
ein Artikel von Rechtsanwalt Manfred Wagner und Rechtsanwältin Carolin Bastian, Saarbrücken

Das OLG Frankfurt (Urteil vom 28.07.2016, Az.: 6 U 93/15) hat entschieden, dass die Online eingeholte Einwilligungserklärung eines Verbrauchers in die Telefon- und E-Mail-Werbung unwirksam ist, sofern der Verbraucher nicht in eindeutiger und klarer Weise darüber informiert wird für welche Produkte und Dienstleistungen die Einwilligung abgegeben wird. 

In dem Verfahren ging es um ein Online durchgeführtes Gewinnspiel. Teilnehmer mussten der folgenden vorformulierten Klausel zustimmen:

„Ja, ich möchte am Gewinnspiel teilnehmen und erteile den in dieser Liste aufgeführten Sponsoren für die jeweils angegebenen Produkte oder Dienstleistungen mein Einverständnis für E-Mail, Post und/oder Telefonwerbung, wie in der Liste angegeben. Das Einverständnis kann ich jederzeit widerrufen.“
Über die Begriffe „Liste“, „Sponsoren“, „Produkte“ und „Dienstleistungen“ konnten die Teilnehmer auf eine Übersichtsseite gelangen auf der sich die Namen sowie Webseiten von 50 Unternehmen befanden. Zudem wurde dort der Geschäftsbereich der jeweiligen Unternehmen benannt.
Das OLG Frankfurt hat entschieden, dass die aufgrund einer solche Klausel erteilte werbliche Einwilligung unwirksam ist.
Beanstandet wurde in diesem Zusammenhang, dass die Geschäftsbereiche der Unternehmen zum Teil derart unbestimmt formuliert waren, dass die Verbraucher nicht klar und eindeutig vorab feststellen konnten für welche Produkte bzw. Dienstleistungen sie eine Einwilligung in die Telefon und E-Mail-Werbung erteilen.
Die Entscheidung des OLG Frankfurt ist folgerichtig, denn die wirksame Erteilung einer Einwilligung in die E-Mail und Telefonwerbung ist an bestimmte Vorgaben geknüpft. Hierzu zählt auch, dass eine werbliche Einwilligung nur wirksam ist, wenn diese in „Kenntnis der Sachlage“ erfolgt. Dies war vorliegend nicht der Fall, da die Geschäftsbereiche von mehreren Unternehmen im Hinblick auf deren Produkte bzw. Dienstleistungen zu unbestimmt angegeben worden sind, so dass die Verbraucher sich hierüber vor Erteilung der Einwilligung nicht ausreichend informieren konnten.
Der Autor Rechtsanwalt Manfred Wagner ist Mitglied der Deutschen Anwalts- und Steuerberatervereinigung für die mittelständische Wirtschaft e.V.
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